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iC AMT DER SALZBURGER LANDESREGIERUNG 
:8l Postfach 527 , A-5010 Salzburg ~ (0662)8042-2160 IT!l 633028 DVR: 0078182 

An das 

Bundeskanzleramt 

Ballhausplatz 2 

1014 Wien 

Zahl 

0/1-702/193-1990 

Betreff 
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Datum: 2 8. NOV. 1990 

! Varia,ll , 30. Nov. 1!l9O ~" 
_. """"".; .• _ . ' \M.&I&J 

Chiemseehof 

(0662) 8042 

Nebenstelle 2285 

Dr. Leitner 

Datum 

27.11.1990 

Bundesgesetz, mit dem das Beamten-Dienstrechtsgesetz 1979, das 
Richterdienstgesetz, das Vertragsbedienstetengesetz 1948, die 
Bundesforste-Dienstordnung 1986 und das Allgemeine Sozialver
sicherungsgesetz aus Anlaß der Einführung von unabhängigen Ver
waltungssenaten geändert werden; Stellungnahme 

Bzg.: Do. Zl. 920.196/3-II/A/6/90 

Zu dem mit dem obgenannten Schreiben versendeten Gesetzentwurf 

teilt das Amt der Salzburger Landesregierung mit, daß hiegegen von 

seinem Standpunkt aus keine grundsätzlichen Bedenken bestehen. 

In diesem Zusammenhang wird jedoch darauf hingewiesen, daß den 

Ländern der durch die Einführun g der Unabhängigen Verwaltungs

senate entstehende Mehraufwand vom Bund ersetzt werden muß. 

Gleichschriften dieser Stellungnahme ergehen u.e. an die Ver

bindungsstelle der Bundesländer, an die übrigen Ämter der Lan

desregierungen und in 25 Ausfertigungen an das Präsidium des 

Nationalrates. 

Für die Land 

Dr. Hueber v -
Landesamtsdirektor 
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